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und vollstationären Einrichtun-
gen. Besonders die Existenz klei-
nerer Einrichtungen kann dadurch
gefährdet werden. „Diese Regelung
macht alle unsere Bemühungen für
eine dezentrale und wohnortnahe
psychiatrische Versorgung zunich-
te. Hier würden wir uns mehr Fle-
xibilität von den Verhandlungs-
partnern auf Bundesebene wün-
schen. Durch die Corona-Pande-
mie lassen sich zudem die Perso-
nalbedarfe in unseren Kliniken nur
sehr schwer planen, so dass die
Einhaltung der Vorgaben noch
schwieriger wird“, stellte Franz
Löffler fest.

Die Corona-Pandemie hat viele
neue Fragen aufgeworfen. Den-
noch ist Verbandspräsident Franz
Löffler überzeugt: „Auf die Bezir-
ke war vor und während der Pan-
demie Verlass. Wir werden auch
nach dieser besonderen Zeit für
die Menschen in Bayern da sein
und ihnen die Unterstützung und
Hilfe zur Verfügung stellen, die sie
in ihrer jeweiligen Situation benö-
tigen.“ > MICHAELA SPILLER

vorübergegangen. Deshalb müssen
unsere bezirklichen Gesundheits-
einrichtungen gewappnet sein, um
auch weiterhin Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen zuverläs-
sig und angemessen versorgen zu
können“, erläuterte Franz Löffler.

„Kleinteilige Vorgaben bei
der Personalausstattung“

Die Bundesschutzschirme für
die Krankenhäuser aus dem Jahr
2020 und 2021 haben auch die
Leistungsfähigkeit der bezirkli-
chen Einrichtungen sichergestellt.
Seit 1. Januar 2020 jedoch gilt die
Richtlinie zu Personalmindestvor-
gaben in Psychiatrie und Psycho-
somatik. Deren teils sehr kleintei-
lige Vorgaben bei der Personalaus-
stattung und die gleichzeitig einge-
führten Sanktionsmechanismen
erschweren eine bedarfsgerechte,
patientenzentrierte, flexible und
sich weiterentwickelnde Versor-
gung psychisch und psychosoma-
tisch kranker Menschen in teil-

minister Jens Spahn (CDU) ist
zwar ein Schritt in die richtige
Richtung. Verbandspräsident Löff-
ler gehen die Entlastungen für die
Pflegebedürftigen allerdings nicht
weit genug: „Dadurch, dass der Ei-
genanteil für die Pflege nicht gede-
ckelt wird, bleiben die Kosten für
die Heimbewohnerinnen und -be-
wohner unberechenbar. Bessere
Personalschlüssel sowie eine Be-
zahlung nach Tariflöhnen sind gut
und richtig, werden aber die Kos-
ten weiter in die Höhe treiben.“ Um
pflegebedürftige Menschen und
auch die Sozialhilfeträger dauer-
haft zu entlasten, muss der Bund
für eine ausreichende Finanzie-
rung der Pflegeversicherung sor-
gen. Die Erhöhung des Pflegever-
sicherungsbeitrags für Kinderlose
sowie der Bundeszuschuss von ei-
ner Milliarde Euro werden hier
nicht ausreichen.

Auch in der psychiatrischen Ver-
sorgung wird den Gesundheitsein-
richtungen der Bezirke nach dem
Abflauen der Pandemie eine wich-
tige Rolle zukommen. „Diese Krise
ist nicht spurlos an den Menschen

in den vergangenen 25 Jahren
(1996 bis 2020) haben der Freistaat
und seine Kommunen mehr als 1,1
Milliarden Euro an Fördermitteln
für akutpsychiatrische Kliniken
bereitgestellt.“

Schon vor der Corona-Pande-
mie standen die Bezirke vor gro-
ßen Herausforderungen. Alleine
durch die Umsetzung des Bundes-
teilhabegesetzes sowie des Ange-
hörigenentlastungsgesetzes hatten
die Bezirksverwaltungen im Jahr
2020 Mindereinnahmen von rund
100 Millionen Euro. Gleichzeitig
steigen die Kosten im Bereich der
Eingliederungshilfe sowie der Hil-
fe zur Pflege seit Jahren stetig an.
Auch die gerade beschlossene Re-
form der Pflegeversicherung wird
einen weiteren Kostenanstieg im
Bereich der Hilfe zur Pflege nicht
nachhaltig verhindern.

Die Bezirke springen mit der Hil-
fe zur Pflege immer dann ein, wenn
pflegebedürftige Menschen den zu
entrichtenden Eigenanteil in Pfle-
geheimen nicht aus eigenen Mit-
teln finanzieren können. Die Pfle-
gereform von Bundesgesundheits-

Über ein Jahr hält die Corona-
Pandemie die Welt schon in

Atem. Auch vor den Bezirken hat
das Virus keinen Halt gemacht.
„Für uns stand die Versorgung der
Menschen, die auf unsere Leistun-
gen insbesondere im Bereich der
Psychiatrie, der Eingliederungs-
hilfe sowie Hilfe zur Pflege ange-
wiesen sind, ganz klar im Fokus.
Und das ist uns auch gelungen“,
betonte Franz Löffler, Präsident
des Bayerischen Bezirketags, an-
lässlich der Vollversammlung im
oberbayerischen Fürstenfeld-
bruck. Doch nun müsse man den
Blick in die Zukunft richten und
überlegen, wie die Bezirke in Zei-
ten von sinkenden Einnahmen
und angespannten öffentlichen
Haushalten sowie immer neuer
gesetzlicher Zuständigkeiten ihre
Aufgaben auch weiterhin zuver-
lässig wahrnehmen können, so
Löffler.

„Aufgaben verlässlich
gemeistert“

Bayerns Gesundheits- und Pfle-
geminister Klaus Holetschek
(CSU), der Ehrengast beim Bezir-
ketag war, sagte: „Die Corona-Pan-
demie hat auch für die Bezirke Ein-
schränkungen gebracht. Sie haben
ihre Aufgaben trotzdem als verläss-
licher Partner der Staatsregierung
gemeistert und durch einen klugen
Einsatz des Personals alles dafür
getan, den Versorgungsauftrag zu
erfüllen. Dafür möchte ich allen
Beteiligten herzlich danken.“

Holetschek ergänzte: „Der Frei-
staat setzt sich vehement dafür ein,
dass für die bayerischen Kliniken
während der Corona-Pandemie fi-
nanzielle Sicherheit bestand und
besteht. Beim zuständigen Bund
haben wir erreicht, dass alle Kran-
kenhäuser wie im Jahr 2020 auch
2021 einen angemessenen Aus-
gleich von Erlösrückgängen im
Vergleich zum Jahr 2019 vereinba-
ren können. Durch Abschlagszah-
lungen werden Krankenhäuser
zeitnah unterstützt. Zudem leisten
wir mit unserem bayerischen Kran-
kenhausförderetat auf dem Spit-
zenniveau von 643 Millionen Euro
jährlich einen wichtigen Beitrag
für kontinuierliche Investitionen
in eine leistungsfähige und moder-
ne Infrastruktur. Darauf setzen wir
aber nicht erst seit Corona. Allein

Vollversammlung des Bayerischen Bezirketags in Fürstenfeldbruck

Bezirke wappnen sich für Zeit nach Corona

Als Ehrengast begrüßte Bezirketagspräsident Franz Löffler (rechts) den bayerischen Gesundheitsminister Klaus Holetschek (CSU). FOTO: SPILLER

rund 25 000 Beschäftigte in den
Gesundheitseinrichtungen.

„Der Präsident beziehungsweise
die Präsidentin tragen an der Spit-
ze der Bezirkstage sowie der Ver-
waltungen eine große Verantwor-
tung. Aufgrund der stetig gestiege-
nen Bedeutung der Bezirke und
damit auch des Amtes des Bezirks-
tagspräsidenten beziehungsweise
der Bezirkstagspräsidentin er-
scheint eine Erfüllung im Ehren-
amt nicht mehr als angemessen.
Mit der Einführung der Hauptamt-
lichkeit soll vor allem das Amt an
die aktuellen Begebenheiten ange-
passt werden“, erklärte Bezirke-
tagspräsident Franz Löffler.

Entscheidung liegt
beim Landtag

Die Delegierten der Vollver-
sammlung haben sich nun mehr-
heitlich positioniert. Für die Ein-
führung einer optionalen Haupt-
amtlichkeit müssen jedoch erst die
gesetzlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden. Über diese Geset-
zesänderungen entscheidet letzt-
endlich der Landtag. „Unsere Ar-
gumente sind jetzt auf dem Tisch.
Am Ende werden wir sehen, wie
sich der Landtag zu unserem Vor-
schlag verhält“, so Löffler. > MS

Bei der Vollversammlung des
Bayerischen Bezirketags haben
sich die Delegierten mit einer ein-
deutigen Mehrheit dafür ausge-
sprochen, dass das Amt des Be-
zirkstagspräsidenten beziehungs-
weise der Bezirkstagspräsidentin
künftig hauptamtlich ausgeführt
werden soll. Allerdings sollen die
Bezirkstage zunächst selbst ent-
scheiden können, ob sie ihren Prä-
sidenten beziehungsweise ihre
Präsidentin haupt- oder ehrenamt-
lich einsetzen wollen. Die Ent-
scheidung eines Bezirks für die
Hauptamtlichkeit des Bezirkstags-
präsidenten beziehungsweise der
Bezirkstagspräsidentin soll für die
Zukunft bindend sein. Danach ist
kein Wechsel zwischen der haupt-
und ehrenamtlichen Ausübung des
Amtes mehr möglich.

Hintergrund: In den vergange-
nen Jahren haben die Bezirke
und ihre Aufgaben enorm an Be-
deutung gewonnen. In Bayern
werden im Jahr 2021 Sozialleis-
tungen im Umfang von 5,6 Milli-
arden Euro alleine von den Bezir-
ken getragen. Zudem stehen hin-
ter den Bezirksverwaltungen und
allen dazugehörigen Einrichtun-
gen große Personalkörper. Bay-
ernweit sind rund 4500 Men-
schen nur in den Verwaltungen
der sieben Bezirke beschäftigt.
Hinzu kommen noch einmal

Vollversammlung des Bezirketags entscheidet

Bezirkstagspräsidenten sollen
künftig hauptamtlich wirken

Die Mitglieder des Bezirksaus-
schusses des Bezirkstags von
Oberfranken votierten einstimmig
für einen Neubau der Klinikschule
Oberfranken. Die Baumaßnahme
erfolgt gemeinsam mit dem Neu-
bau der Klinik für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie am Bezirkskran-
kenhaus Bayreuth. Wie bisher wer-
den die Klinik und die Schule ge-
meinsam in einem Gebäude unter-
gebracht.

Aufgrund des stetig zunehmen-
den Bedarfs wird die Klinik für
Kinder- und Jugendpsychiatrie auf
60 Betten und 14 tagesklinische
Plätze erweitert. Infolge der damit
einhergehenden größeren Anzahl
an Patient*innen, die im Regelfall
auch in der Klinikschule betreut
werden, ist es erforderlich, auch
die Raumkapazität der Klinikschu-
le Oberfranken anzupassen. Das
Konzept der engen Verzahnung
von Schule und Klinik in einem
Gebäude hat sich in der Praxis be-
währt und sollte deshalb beibehal-
ten werdenBis zum geplanten Neu-
bau der Klinik und der Schule mit
voraussichtlicher Fertigstellung
Mitte 2026 wurde letztes Jahr ein
Interimsgebäude für 24 zu Behan-
delnde errichtet. In diesem Gebäu-
de stehen für die Klinikschule
Oberfranken ein Klassenraum und
drei Räume zur Differenzierung
des Unterrichts zur Verfügung.

Die bisherige Nutzfläche der
Klinikschule beträgt 338 Quadrat-
meter. Im geplanten Neubau wird
die Klinikschule auf die bedarfsge-
rechte Größe von 747 Qaudartme-
tern erweitert. Das bisherige Ge-
bäude der Klinik für Kinder- und
Jugendpsychiatrie soll nach der
Inbetriebnahme des Neubaus für
andere Zwecke, insbesondere für
die Krankhausverwaltung, Ver-
wendung finden. Die voraussicht-
lichen Gesamtkosten des Neu-
baus der Klinikschule werden auf
fünf bis sechs Millionen Euro ge-
schätzt. Für die geplante Maßnah-
me sollen Fördermittel des Frei-
staates Bayern und der Oberfran-
kenstiftung in Anspruch genom-
men werden. Der letztlich beim
Bezirk verbleibende Eigenanteil
für den Neubau der Klinikschule
dürfte bei etwa zwei Millionen
Euro liegen. Die Realisierung des
Neubaus der Klinik und der Kli-
nikschule soll in enger Abstim-
mung zwischen Bezirk und den
Gesundheitseinrichtungen des
Bezirks Oberfranken (GeBO) er-
folgen. > BSZ

Oberfranken:
Neubau für die
Klinikschule

Sozialpolitische Forderungen des Bezirketags zur Bundestagswahl

„Mehr Inklusion – weniger Sozialleistungen“
Am 26. September 2021 findet

die Bundestagswahl statt. Die De-
legierten aus den Bezirken haben
deshalb bei der Vollversammlung
im oberbayerischen Fürstenfeld-
bruck die sozialpolitischen Forde-
rungen des Bayerischen Bezirke-
tags für die 20. Legislaturperiode
des Deutschen Bundestags verab-
schiedet.

Inklusion ist eine gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung. Sie
gilt für alle Lebensbereiche, für die
Kindertagesstätte wie für Schule
und Hochschule oder andere Aus-
bildungsorte, für das Arbeitsleben
wie für die Freizeitgestaltung in
Schwimmbädern, Kinos und Thea-
tern, für öffentliche Einrichtungen,
Arztpraxen und Krankenhäuser,
für Bauherren und den öffentli-
chen Personenverkehr. Die Bezir-
ke als Träger der Eingliederungs-
hilfe und der Sozialhilfe sind je-
doch nicht für alle diese Bereiche
verantwortlich.

Das machte Franz Löffler, Präsi-
dent des Bayerischen Bezirketags,
bei dieser Gelegenheit noch einmal
deutlich: „Unsere Aufgabe ist es,
immer dann einzuspringen, wenn
Menschen mit Behinderungen
nicht gleichermaßen am Leben
teilhaben können und hierzu erfor-
derliche Leistungen nicht von an-
deren Stellen erhalten. Deshalb
gilt: Je besser die Inklusion in allen
gesellschaftlichen und öffentli-
chen Bereichen gelingt, desto we-

niger Sozialleistungen sind erfor-
derlich.“

Besonders dringlicher Hand-
lungsbedarf besteht bei der Finan-
zierung der Leistungen im Bereich
der Eingliederungshilfe und der
Hilfe zur Pflege. Seit Jahren stei-
gen hier die Kosten an. Alleine
von 2015 bis 2019 sind die Netto-
ausgaben der Eingliederungshilfe
in Bayern von 2,3 auf 2,9 Milliar-
den Euro gestiegen. Durch die
Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes wurden in den Bezirken
bisher 300 zusätzliche Stellen ge-

schaffen. Auch durch die Pflegere-
formen sowie durch das Angehö-
rigenentlastungsgesetz sind Mehr-
belastungen entstanden. Die Be-
zirke fordern daher vom Bund, ge-
meinsam mit den Ländern geeig-
nete Wege zu finden, wie die
Mehrbelastungen in der Einglie-
derungshilfe und Hilfe zur Pflege
vollständig und dynamisch kom-
pensiert werden können.

Auch in der Altenpflege werden
in den nächsten Jahren die Kosten
weiter deutlich steigen. Zum ei-
nen wird es immer mehr pflegebe-

dürftige Menschen geben. Zum
anderen werden eine verbesserte
Personalausstattung sowie höhere
Löhne, wie kürzlich in der Reform
der Pflegeversicherung beschlos-
sen, den Heimaufenthalt teurer
machen. Die finanzielle Belastung
von Pflegebedürftigen in Pflege-
einrichtungen beträgt im Bundes-
durchschnitt derzeit monatlich
rund 2000 Euro. Dies überfordert
viele Pflegebedürftige. Die Bezirke
springen immer dann ein, wenn
Betroffene den Eigenanteil nicht
aus eigenen finanziellen Mitteln
leisten können.

Deshalb fordert der Bayerische
Bezirketag vom Bund, dass die Ei-
genbeteiligung der Pflegebedürfti-
gen an den pflegebedingten Auf-
wendungen durch einen nach
Ländern differenzierten Festbe-
trag gedeckelt wird. „Nur so blei-
ben die Kosten für Heimbewohne-
rinnen und Heimbewohner bere-
chenbar. Deshalb gehen uns die
vor wenigen Tagen gefassten Re-
formbeschlüsse auch nicht weit
genug. Denn nur ein Kostende-
ckel führt zu einer dauerhaften
und spürbaren Entlastung für Pfle-
gebedürftige“, betonte Verbands-
präsident Löffler.

Die weiteren sozialpolitischen
Forderungen des Bayerischen Be-
zirketags zur Bundestagswahl
2021 umfassen unter anderem die
Bereiche Ausbildung, Arbeit und
Wohnen. > MICHAELA SPILLER
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